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Bericht des Abgeordneten Dr. Serres 


Die Achtundvierzigste Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1966 (Angloichungszölle — 
Verlängerung), eine sogenannte Nachlaufvorord- 
nung, ist am 6. Juli 1966 Im Bundesgesetzbl. Teil II 
Seite 517 verkündet worden und seit dem 7. Juli 
1966 in Kraft. Der Bundestag hat gemäß § 77 Abs. 5 
des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (BGBl. I S. 737) 
ein Aufhebungsrecht. Mit Schreiben vom 11. Juli 
1966 hat der Herr Präsident die Vorlage dem Aus- 
schuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit 
Frist zum 26. Oktober 1966 zur Behandlung zuge- 
wiesen. 

Die Bundesrepublik ist auf Grund eines nach Ar- 
tikel 235 EWGV gefaßten Beschlusses des Minister- 
rats durch verschiedene Entscheidungen der Kom- 
mission der EWG im Interesse vor allem grenznaher 
Betriebe oder der Wettbeworbsgleichheit mit den 
Weltmarktpreisen ermächtigt worden, auf bestimmte 
Einfuhren der nachstehenden Waren Ausgleichsab- 
gaben zu erheben: 

a) Fondantmasse, Hartkaramellen, Weichkaramel- 
len und Dragees 

b) Brot und Brötchen 

c) ähnliche Erzeugnisse wie Brot und Brötchen 

d) Waffeln und Kekse 

e) Dextrine und lösliche oder geröstete Stärke. 

Die Bundesregierung hat diese Angleichungszölle 
auf Grund von Entscheidungen der Kommission der 


' EWG zuletzt durch die Achtundzwanzigste Verord- 
! nung zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
j (Angleichungszölle — 3. Neufestsetzung) vom 

I 5. Mai 1966 und Dreiunddreißigste Verordnung zur 
I Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 (Anglei- 
chungszölle für Dextrine und Stärke) vom 17. Mai 
1966 festgesetzt. Die Erhebung der Angloichungs- 
zölle war bis zum 30. Juni 1966 befristet. 

Bei dem Ministerrat der EWG ist eine Neurege- 
lung in Vorbereitung, die das bisherige System der 
Ausgleichsabgabe ablösen soll. Man erwartet, daß 
diese Neuregelung zum 1. November 1966 in Kraft 
treten wird. Der zunächst auf drei Jahre befristete 
und sodann mehrfach verlängerte Grundsatz-Be- 
schluß des EWG-Ministorrats vom 4. April 1962 über 
die Erhebung von Ausgleichsabgaben ist daher 
durch die jüngste Verlängerungs-Entscheidung dos 
Ministerrats der EWG nur bis zum 31. Oktober 1966 
verlängert worden. Die Ermächtigung der Bundes- 
regierung zur Erhebung der Angleichungszölle 
konnte deshalb auch nur für den Zeitpunkt von vier 
Monaten bis zum 31. Oktober 1966 ausgedehnt wer- 
den. 

Durch die vorliegende Verordnung werden die bis 
zum 30. Juni 1966 festgesetzten Angleichungszölle 
in den Deutschen Zolltarif 1966 wieder aufgenommen. 
Da der Bundestag die Maßnahmen im Grundsatz 
gebilligt hat, empfiehlt der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen dem Plenum, die Aufhebung 
der Verordnung nicht zu verlangen. 
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